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Die Mär vom schlanken Umweltbericht

The Tale of a Lean Environmental Report

Die Novellierungen von Baugesetzbuch (BauGB) und Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung
(UVPG) im Jahr 2017 haben die Inhalte von Umweltprüfungen erweitert und die fachlichen Anforde-
rungen bei der Bearbeitung von Umweltberichten deutlich erhöht. Die Anlage 1 des BauGB und die
Anlage 4 des UVPG weisen einen Detaillierungsgrad auf, der nur mit einem hohen qualitativen und
zeitlichen Einsatz zu bewältigen ist. Auf der anderen Seite erzeugt eine zunehmende Partizipation
der Öffentlichkeit an Planungs- und Entscheidungsprozessen den Wunsch nach Vereinfachung und
leichter Verständlichkeit der Unterlagen einer Umweltprüfung. Da Planungs- und Genehmigungsver-
fahren rechtssicher sein sollen, kann eine Lösung dieses Dilemmas nicht in der Kürzung und Ver-
einfachung von Dokumenten liegen; eine sinnvolle Lösung bietet sich nur an in einer guten Vorbe-
reitung, Strukturierung und Lesbarkeit von Unterlagen.

The current amendments to the Federal Building Code (Baugesetzbuch) and EIA Act (UVP-Gesetz) in
2017 have strengthened the substantial requirements regarding the preparation of environmental
reports. The annexes to the above mentioned acts make very detailed substantial requirements and
ask for immense efforts regarding expertise and time. On the one hand, there is the wish for easy
comprehensibility of the documents especially due to increasing public participation in planning
and decision-making processes. On the other hand, planning procedures need to be legally water-
tight. This dilemma cannot be solved by summarising and simplifying the documents. A meaningful
solution can only be a sound preparation, structure and readability of the documents.

Deutschland; Umweltprüfung in der Bauleitplanung; Projekt-Umweltverträglicheitsprüfung;
Lesbarkeit; Umweltbericht; Öffentlichkeitsbeteiligung; Planungsrecht; Umweltrecht

Germany; Environmental assessment in land-use planning; Environmental impact assessment;
Readability; Environmental report; Public participation; Planning law; Environmental law

inleitung
Die Anforderungen an die Umweltprüfung sind ge-

stiegen, nicht nur formal und verfahrensmäßig, son-
dern seit der Novellierung des Baugesetzbuchs (BauGB)
und des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung (UVPG im Jahr 2017) auch inhaltlich. Wer sich die
Anlage 1 des BauGB oder die Anlage 4 des UVPG ansieht
stellt schnell fest, dass hier eine sehr hohe Messlatte
für die Bearbeitung eines Umweltberichts (für Bauleit-
pläne) oder eines UVP-Berichts (für Vorhaben) aufge-
legt wird (nachfolgend wird zur Vereinfachung nur der
Begriff Umweltbericht verwendet). Auf der anderen
Seite wird die Forderung nach Verständlichkeit der Um-
weltprüfung besonders unter der zunehmenden Betei-
ligung der fachlich weniger informierten Öffentlichkeit
immer lauter. Seit Kurzem geistert der Begriff „Um-
weltbericht light“ durch die Diskussionen. Wie in vie-
len gesellschaftlichen Bereichen stellt sich auch hier
die Frage nach der Vermittelbarkeit von Komplexität.
Eine vermeintlich populäre Forderung nach einem
„Umweltbericht light“ verspricht jedoch keine Lösung
bei komplexen Fragestellungen.

State of the Arts
Die Qualität von Umweltprüfungen und entsprechend
auch von Umweltberichten kann sehr unterschiedlich
sein. Die Heterogenität von Projekten, Umweltgutach-
tern und Behördenvertretern sowie die Unterschiede in
Planungs- und Genehmigungsverfahren in den verschie-
denen Regionen Deutschlands haben nicht zu einheitli-
chen Standards der Umweltprüfung geführt. Qualitäts-
unterschiede haben auch mit verschiedenen Rahmenbe-
dingungen zu tun wie fehlenden Ausbildungsgängen
oder unzureichenden Fortbildungen, mangelnder per-
soneller und finanzieller Ausstattung in Behörden, aber
auch mit teilweise unklaren fachlichen und rechtlichen
Regelungen.

Trotzdem ist erkennbar, dass sich die Bearbeitung
von Umweltprüfungen z. T. deutlich vertieft hat. Dies
ist u. a. auf die Weiterentwicklungen von Methoden und
den Einsatz von neuen Technologien wie geografische
Informationssysteme zurückzuführen. Aber auch der
Einfluss von Gesetzgebung und Rechtsprechung haben
zu einer Verschiebung von Prioritäten und zur Vertie-
fung der inhaltlichen Bearbeitung geführt. Themen wie
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die Gesundheitsvorsorge für den Menschen, insbeson-
dere in Bezug auf Lärmschutz und Luftreinhaltung, die
Beeinträchtigungen durch Gerüche oder die Erhaltung
der Biologischen Vielfalt durch die hohen europarecht-
lichen Anforderungen für den Artenschutz setzen hohe
Maßstäbe für die Erstellung von Fachgutachten und die
Bearbeitung von Umweltberichten.

Auch der Klimawandel, der in der breiten Öffentlich-
keit sowohl hinsichtlich der Vermeidung als auch der
Anpassung zunehmend an Bedeutung gewinnt, muss 
bei der Umweltprüfung angemessen beachtet werden
müssen.

Erweiterte rechtliche Anforderungen durch
die BauGB-Novelle 2017
Mit der BauGB-Novelle 2017 sind neben dem ohnehin
schon umfangreichen Katalog von Umweltbelangen nach
§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB mit den „Schutzgütern“ „Fläche“
und „Anfälligkeit gegen schwere Unfälle und Katastro-
phen“ neue Inhalte hinzugekommen, die in einem Um-
weltbericht abgearbeitet werden müssen.

In der Anlage 1 zu § 2 Abs. 4 BauGB werden die in-
haltlichen Anforderungen gegenüber dem bisherigen
Gesetz deutlich verfeinert (äußerlich leicht zu erken-
nen an den Untergliederungen aa, bb etc.). Dabei wer-

den auch neue Begrifflichkeiten eingeführt, die bislang
in einer Umweltprüfung selten auftauchten wie z. B.
„die Nutzung natürlicher Ressourcen“ und „die nach-
haltige Verfügbarkeit dieser Ressourcen“ (Anlage 1 
Nr. 2 b. bb BauGB).

Der hohe Anspruch, der im BauGB an den Umweltbe-
richt gestellt wird, kommt in folgendem Satz deutlich
zum Ausdruck: „Die Beschreibung soll sich auf die di-
rekten und etwaigen indirekten, sekundären, kumulati-
ven, grenzüberschreitenden, kurzfristigen, mittelfris-
tigen und langfristigen, ständigen und vorübergehen-
den sowie positiven und negativen Auswirkungen der
geplanten Vorhaben erstrecken“ (Anlage 1 Nr. 2 b letz-
ter Satz).

Spätestens an dieser Stelle wird jeder Gutachter, der
einen Umweltbericht zu erstellen hat, sein Bearbei-
tungshonorar im Vergleich zur bisherigen Praxis deut-
lich erhöhen müssen, da ein Gericht das Abarbeiten der
Inhalte nach der Anlage 1 BauGB überprüfen und for-
dern kann (vgl. hierzu Battis 2017). Allerdings findet
sich sowohl im BauGB als auch im UVPG ein relativie-
render Zusatz: die Beschreibung und Bewertung soll
sich auf die „erheblichen Umweltauswirkungen“ bezie-
hen. Die Erheblichkeit muss allerdings fachlich begrün-
det werden. Hierfür fehlen oft geeignete Maßstäbe.

Zu berücksichtigen-
de Umweltbelange
gemäß §§ 1 Abs. 6
Nr. 7 und 1a BauGB
c Betrachtungsge-

genstände/Schutz-
gutfunktionen

Auswirkungen auf 

Pflanzen, Tiere und
Biologische Vielfalt
c Biotope
c Schutzgebiete und

Objekte
c seltene, gefährde-

te, besonders
geschützte Tier-
und Pflanzenarten, 
-gesellschaften

c besondere Lebens-
raumverbünde,
„Biotopverbund"

landschafts-/
regionaltypische
Natur- und Kultur-
Biotope
c Phytozönosen,

Zoozönosen
c Rote Liste-Arten
c Lokal typische,

seltene Arten
c nicht heimische

Arten, Organismen
(Adventivarten,
organismen)

Auswertung vorhandener Unterlagen,
Informationen, Daten
für das Untersuchungsgebiet

c Biotoptypenkomplexe des Biotop-
informations- und Management-
system (BIMS) des Verbands Region
Stuttgart

c Potenzielle natürliche Vegetation
und Naturräumliche Einheiten in
Baden-Württemberg

c amtliche Kartierung des FFH-
Lebensraumtyps „magere Flach-
land-Mähwiesen“

c Kartierung §-32-Biotope Offenland,
Wald

c Schutzgebietsabgrenzungen und
Verordnungen für FFH-Gebiete,
Vogelschutzgebiete, Natur- und
Landschaftsschutzgebiete, Natur-
denkmale, Waldschutzgebiete
(Daten- und Kartendienst LUBW)

c Waldfunktionenkartierung Blatt
L7320 Stuttgart-Süd und Blatt
L7322 Göppingen

c Informationssystem Zielarten-
konzept

c Konzeption für ein Biotop- und
Managementsystem (BIMS) Region
Stuttgart

c Fachplan Landesweiter Biotop-
verbund

c Regionaler Biotopverbund

Angaben zu erforderlichen
SG: Sondergutachten
EE: Eigenerhebungen

EE: Biotoptypenkartierung 

SG: Fachbeitrag Fauna zum
Landschaftsplan Esslingen
a.N. (Arbeitsgruppe für
Tierökologie und Planung)

SG: Artenschutzfachliche
Voreinschätzung geplanter
Neuaufforstungen in
Esslingen a.N.

SG: Artenschutzfachliche
Voreinschätzung Trassen-
varianten Esslingen-Berk-
heim 

SG: Artenschutzfachliche
Voreinschätzung geplanter
Baugebiete in Esslingen
a.N.

SG: Revierkartierung aus-
gewählter Brutvogelarten
in Esslingen am Neckar
(Arbeitsgruppe für Tier-
ökologie und Planung)

Zu prüfende
Wirkungszusammenhänge
zwischen FNP/LUP und
Umweltbelang

Flächeninanspruchnahme:
c Lebensraumverlust
c Veränderung der

Standortverhältnisse 
c Individuenverluste im

Sinne der Verbotstat-
bestände des § 44
BNatSchG 

Barriere-, Trennwirkung:
c Zerschneidungseffekt

Emissionen:
c Störung von Tieren

und Beeinträchtigung
von Pflanzen und
sonstigen Organismen
durch Schadstoff- und
Staubimmissionen, für
Tiere zusätzlich durch
Licht- und Lärmimmis-
sionen

c Beeinträchtigung
nachtaktiver Popula-
tionen durch Licht-
fallen (hauptsächlich
Straßen- und
Gebäude-
beleuchtungen)

Tab. 1: Auszug aus dem Scoping-Papier zur Umweltprüfung des Flächennutzungsplans Esslingen (aus: P+U 2018a)

Daten-
Aktua-
lität

2012

2003

2010

2016

2010/
2015

1994

2012

2005

2012

2010

Zeit-
raum

2010

2012

2012

2012

2013
2015
2016

2016

Umweltbelange gemäß §§ 1 Abs. 6 Nr. 7 und 1a BauGB



In der Praxis ist die Festlegung des Untersuchungs-
umfangs (Scoping nach § 2 Abs. 4 BauGB und § 15 UVPG
für Vorhaben bzw. § 39 UVPG für die Strategische Um-
weltprüfung) einer der wichtigsten Verfahrensschritte
einer Umweltprüfung. Zur Vorbereitung der Beteiligten
sollte ein ausführliches Scoping-Papier erstellt wer-
den, in dem für jeden Umweltbelang bzw. jedes Schutz-
gut Wirkfaktoren, vorhandene Daten, weiterführende
Untersuchungen sowie Methoden dargestellt werden
(vgl. Tab. 1).

Als Bestandteil eines Scoping-Papiers kann eine Re-
levanzmatrix zur Identifikation der erheblichen Kon-
fliktbereiche eines Vorhabens oder Plans verwendet
werden. Dabei werden in einer Ersteinschätzung die
wesentlichen Wirkfaktoren eines Vorhabens oder Plans
zu den verschiedenen Schutzgütern bzw. Umweltbelan-
gen während der unterschiedlichen Projektphasen
(Bau-, Betriebsphase, Anlage, ggf. Rückbau oder Abriss)
in Beziehung gesetzt. Dabei kann eine grobe Bewertung
der voraussichtlichen Auswirkungen (hoch – mittel –
gering) vorgenommen werden (vgl. Abb. 1).

Umweltbelang Fläche
Die Bearbeitung des Umweltbelangs „Fläche“ wird im
BauGB nicht präzisiert. In der Praxis ist sie methodisch
noch nicht entwickelt, es gibt noch keinen „State of the
Arts“. Grundsätzlich ist „Fläche“ ein Indikator für Be-
einträchtigungen von Lebensräumen für Menschen,
Pflanzen, Tiere, für Böden, Wasser, Klima, Landschaft
und es ist nicht klar, ob es sich um einen eigenen Um-
weltbelang oder um eine Ressource handelt.

Ein Ansatz zur Bearbeitung von Fläche stellt die Be-
zugnahme zum Nachhaltigkeitsziel der Bundesregie-
rung (2018) dar, wonach im Jahr 2030 nur noch 30 ha
Fläche pro Tag in Deutschland für Siedlungsmaßnah-
men in Anspruch genommen werden sollen. Das würde
einen auf Einwohner bezogenen Wert von 0,3721 cm2

am Tag bedeuten. Das klingt sehr wenig, bedeutet bei
90.000 Einwohner für Esslingen z. B. eine Fläche von
335 m2 pro Tag bzw. 12,5 ha pro Jahr. In 20 Jahren wäre
das eine Fläche von 250 ha.

Es gibt fachliche Unterstützung durch den Nachhal-

tigkeitsmonitor des IÖR (www.ioer-monitor.de) und
methodische Ansätze in der Praxis (vgl. Koch 2017), die
aber auch einen erhöhten Bearbeitungsaufwand bei
Bebauungsplänen z. B. durch Erhebung von Flächenaus-
weisungen der Flächennutzungspläne für bestimmte
Planungszeiträume einer Gemeinde nach sich ziehen. In
Zukunft, wenn Umweltberichte für Flächennutzungsplä-
ne nach dem neuen BauGB vorliegen, müsste sich die-
ser Aufwand zumindest für die Ebene des Bebauungs-
plans reduzieren lassen.

Eine zweite Methode zur Bearbeitung von Fläche 
ist die Ermittlung der Beeinträchtigung großer, un-
zerschnittener Freiräume. Dies sollte generell Gegen-
stand der Umweltprüfung des Umweltbelangs Land-
schaft sein.

Umweltbelang Anfälligkeit für schwere
Unfälle und Katastrophen
In § 1 Abs. 6 Nr. 7 j BauGB wird darauf hingewiesen,
dass sich die Anfälligkeit für schwere Unfälle und Ka-
tastrophen nicht nur auf schwere Unfälle in Industrie-
anlagen im Sinne der Seveso-III-Richtlinie bezieht,
sondern darüber hinaus geht („… unbeschadet des § 50
Satz 1 des Bundesimmissionsschutzgesetzes …“).

In der Anlage 1 BauGB werden weitere Auswirkungen
angesprochen, wie die Risiken für die menschliche Ge-
sundheit (zum Beispiel durch Unfälle und Katastrophen
– Anlage 1 Nr. 2 b. ee), die Anfälligkeit der geplanten
Vorhaben gegenüber den Folgen des Klimawandels (An-
lage 1 Nr. 2 b. gg) und Maßnahmen zur Verhinderung
oder Verminderung der erheblichen nachteiligen Aus-
wirkungen solcher Ereignisse sowie Einzelheiten in Be-
zug auf die Bereitschafts- und vorgesehenen Bekämp-
fungsmaßnahmen für derartige Krisenfälle (Anlage 1
Nr. 2 e).

Diese Aufzählungen verdeutlichen den hohen An-
spruch der Anlage 1 Nr. 2 an das Abarbeiten der un-
terschiedlichen Belange im Umweltbericht, der sich von
der bisherigen Praxis deutlich unterscheidet.

Im Gesetz wird die Anfälligkeit für schwere Unfälle
und Katastrophen eingegrenzt auf die „nach dem Be-
bauungsplan zulässigen Vorhaben“. Diese BeschränkungSc
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Allgemein verständliche Zusammenfassung c Übersicht
c Einfache Sprache
c Möglichst keine Fachbegriffe
c Plausibilitätsprüfung

UB c Vollständig
Umweltbericht c Systematisch

c Wissenschaftlich
c Mit Text, Karten, Abbildungen, Tabellen, Diagrammen etc.

Anhänge c Detailinformationen zu einzelnen Umweltbelangen
Listen, Tabellen

Anlagen c Fachliche Grundlagen für den Umweltbericht
Fachgutachten c Erläuterung von Methoden

c Dokumentation von Untersuchungsergebnissen und Berechnungen

Tab. 2: Strukturierung von Unterlagen der Umweltprüfung
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dürfte nicht zulässig sein, da sich § 1 auf die Bauleit-
planung insgesamt bezieht, also auch auf den Flächen-
nutzungsplan. Insbesondere das für die Abwehr von
Gefahren für Unfälle und Katastrophen wichtige Ab-
standsgebot kann im Flächennutzungsplan am sinnvoll-
sten berücksichtigt werden.

Basisszenario und Entwicklung bei
Nichtdurchführung der Planung
Die Beschreibung des Bestands der einschlägigen
Aspekte des derzeitigen Umweltzustands wird in der
Anlage 1 Nr. 2 a BauGB als Basisszenario bezeichnet.
Dieses dient als Grundlage für die Übersicht über die
voraussichtliche Entwicklung des Umweltzustands bei
Nichtdurchführung der Planung. Die Entwicklung soll
mit vertretbarem Aufwand und verfügbaren Umweltin-
formationen beschrieben werden. Die Ausführungen in
der Anlage legen nahe, dass der Aufwand für die Bear-
beitung steigen wird (vgl. Söfker 2017).

Nutzung natürlicher Ressourcen und
nachhaltige Verfügbarkeit der Ressourcen
Der Begriff ist neu im Zusammenhang mit der Umwelt-
prüfung, gemeint ist aber die Inanspruchnahme von
Fläche, Boden, Wasser, Tieren, Pflanzen, Biodiversität,
die – bis auf die explizite Nennung von „Fläche“ – auch
bislang zum Standard einer Umweltprüfung gehörte.

Schwieriger ist der Nachweis der nachhaltigen Ver-
fügbarkeit der Ressourcen, da hierfür langfristige Pro-
gnosen erforderlich sind. Nachhaltige Verfügbarkeit
zielt auf die Sicherung der natürlichen Ressourcen,
hier spielen Umweltqualitätsziele, wie sie z. B. in ei-
nem Landschaftsplan formuliert werden können, eben-
so wie die Bewertung des Bestands von Pflanzen und
Tieren z. B. durch Rote Listen eine Rolle. Bei einer der-
artigen Betrachtung sind langfristige Prognosen für
das Planungsgebiet erforderlich, für die in der Regel
keine Datengrundlagen vorhanden sein dürften. Man
kann gespannt sein, welche Standards sich hierfür in
Zukunft entwickeln werden.

Risiken für die menschliche Gesundheit
Auch die Anforderungen an die Bearbeitung des Um-
weltbelangs „Menschen und Gesundheit und die Bevöl-
kerung insgesamt“ wird nun ergänzt durch „Risiken für
die menschliche Gesundheit … zum Beispiel durch Un-
fälle und Katastrophen“ (Anlage 1 Nr. 2 b. ee BauGB).
Für die Ereignisse von Unfällen und Katastrophen wird
neben der Beschreibung von Maßnahmen zur Verhinde-
rung oder Verminderung der erheblichen nachteiligen
Auswirkungen solcher Ereignisse auf die Umwelt auch
eine Beschreibung der „Einzelheiten in Bezug auf die
Bereitschafts- und vorgesehenen Bekämpfungsmaßnah-
men für derartige Krisenfälle“ gefordert (Anlage 1 
Nr. 2 e BauGB).

Im Gesetz wird Bezug genommen z. B. auf Unfälle und
Katastrophen, das ist aber nicht ausschließlich und
kann mehr bedeuten. Risiken für die menschliche Ge-
sundheit entstehen durch den Klimawandel (vgl. An-
lage 1 Nr. 2 b. gg BauGB) und sind u. U. abhängig von
der Vorschädigung in der Bevölkerung, über die ggf.

keine Informationen vorliegen. Auch die Anteile ver-
schiedener Bevölkerungsgruppen (Alte, Kranke, Kinder),
über die ggf. keine detaillierten Informationen vorlie-
gen, können zu unterschiedlichen Risiken führen. Eine
derartig vertiefte Betrachtung der Risiken für die
menschliche Gesundheit wird einen erheblichen Mehr-
aufwand gegenüber der bisherigen Praxis der Umwelt-
prüfung bedeuten.

Auswirkungen auf das Klima
Der Klimawandel hat in der politischen Diskussion
deutlich an Bedeutung gewonnen. Dies hat bereits in
der jüngeren Vergangenheit zu erhöhten Anforderun-
gen an die Berücksichtigung von Klimaaspekten bei Pla-
nungen geführt. So werden in Umweltberichten die
Maßnahmen gegen den Klimawandel z. B. durch Ener-
gieeinsparung und Vermeidung von Treibhausgas-
emissionen ebenso behandelt wie die Maßnahmen zur
Anpassung an den Klimawandel, wie dies bereits seit
der Novellierung des BauGB im Jahr 2011 gefordert
wird.

Nach der Auflistung des Umweltbelangs Klima in der
Anlage 1 Nr.  2 b. gg BauGB ist davon auszugehen, dass
detaillierte Daten über die klimatische Situation von
Planungsgebieten in Umweltprüfungen ebenso ver-
stärkt verarbeitet werden müssen wie die Ergebnisse
von digitalen Modellierungen der künftigen Klimasitua-
tion durch geplante Vorhaben mithilfe von Computersi-
mulationen. Diesbezüglich haben sich auch die Anfor-
derungen an Datengrundlagen bei der Erstellung von
Landschaftsplänen bereits deutlich erhöht (vgl. Wetzel
2017; siehe Abb. 2).

Die wachsenden Ansprüche an Daten und Prognosen
in der Auseinandersetzung um den Klimawandel wer-
den nicht dazu führen, dass Umweltberichte leichter
lesbar und verständlicher werden, stattdessen wird die
Fülle an Informationen weiter zunehmen.

Referenzliste der Quellen
Die Aufnahme einer „Referenzliste der Quellen“ in die
zusätzlichen Angaben (Anlage 1 Nr. 3 d BauGB) verdeut-
licht auch die steigenden formalen Anforderungen an
den Umweltbericht, auch wenn diese Angabe eigentlich
schon immer zu einem sachgerechten Umweltbericht
gehört hätte. Die Praxis scheint diesem Anspruch nicht
immer entsprochen zu haben.

Ein Blick in die Planungspraxis
Aus den obigen Ausführungen wird deutlich, dass die
inhaltlichen und methodischen Anforderungen an die
Umweltprüfung sehr komplex sein können. Die Komple-
xität nimmt zu, wenn man sich die Planungspraxis an-
schaut. Der Planungsalltag in Deutschland wird zuneh-
mend von starken Auseinandersetzungen um Planungs-
und Bauprojekte geprägt. Der Zuspruch in der Öffent-
lichkeit zu neuen Bauvorhaben ist selten groß, was si-
cher mit schlechten Erfahrungen der Vergangenheit zu
tun hat. Viele Projekte erscheinen den betroffenen Bür-
gern überzogen oder unnötig. Das wird an Großprojek-
ten wie dem Bahnprojekt Stuttgart 21 deutlich. Aber
auch bei kleineren und kleinsten Projekten formiert



sich zunehmend Widerstand in der Öffentlichkeit. Wer
heute plant, muss sich morgen mit Unterschriftensamm-
lungen, Bürgerinitiativen oder gar Bürgerbegehren
auseinandersetzen.

Bei Planungsverfahren in Deutschland ist die Öffent-
lichkeitsbeteiligung seit langem geregelt. Trotzdem

wird der Wunsch nach mehr Partizipation und Einfluss-
möglichkeiten stärker artikuliert, worauf der Gesetzge-
ber auch reagiert hat durch die Einführung von Bür-
gerbegehren oder durch Organisation von Bürgerdialo-
gen oder Runden Tischen. In Baden-Württemberg wur-
den mit dem Umweltverwaltungsgesetz 2014 erweiterteSc
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Abb. 1: Relevanzmatrix zur Abschätzung von erheblichen Umweltauswirkungen (aus: P+U 2018b)
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Abb. 1: Fortsetzung



Formen der Partizipation eingeführt, u. a. die Möglich-
keit zur Teilnahme an Scoping-Terminen für jedermann
(§§ 19 und 20 UVwG).

Auch Internetportale, wie sie jetzt auch für die Um-
weltprüfung eingeführt werden, kommen diesem Trend
entgegen. Neue Informations- und Kommunikations-
technologien fördern den Gedankenaustausch, erleich-
tern aber auch den Widerstand gegen Vorhaben. Damit
setzt sich die Planungspraxis mit bislang unterschied-
lichem Erfolg seit Jahren auseinander. Leider wird Par-
tizipation manchmal als Einladung zur generellen Ver-
hinderung von Vorhaben verstanden.

Für Umweltprüfungen bedeutet dies, dass die Qua-
lität von Dokumenten und Verfahren durch die Öffent-
lichkeit und die Fachöffentlichkeit leichter überprüft
und ggf. vor Gericht beklagt werden kann. Hieraus er-
wachsen hohe Ansprüche an alle Beteiligten in den Pla-
nungs- und Prüfungsverfahren insbesondere in Bezug
auf die Vollständigkeit der Unterlagen und die Ange-
messenheit und Plausibilität der Argumentation.

In der Praxis können Partizipationsprozesse den Pla-
nungsablauf deutlich beeinflussen. So entstand in Ess-
lingen bei der Vorstellung eines ersten Vorentwurfs des
Flächennutzungsplans im Jahr 2012 ein starker Wider-
stand gegen die Planungen in der Bevölkerung, der da-
zu führte, dass sich innerhalb von zwei Tagen insge-
samt zehn Bürgerinitiativen mit dem Ziel der Verhin-
derung von einzelnen Baugebieten gründeten. Dieser
Widerstand führte dazu, dass die Politik die Durch-

führung eines Bürgerdialogs beschloss, der insgesamt
über zweieinhalb Jahre in unterschiedlichen Formaten
geführt wurde (Runde Tische, Bürgerversammlungen,
Informationsveranstaltungen; vgl. Stadt Esslingen
2015). Während der Dialogphase wurden die Grundla-
gen und die Planung intensiv überarbeitet, wobei der
Umfang der Dokumente deutlich zugenommen hat.

Die Notwendigkeit zur sorgsamen und umfang-
reichen Bearbeitung von Planungsunterlagen kann auch
aus dem Umfang der Stellungnahmen ermessen werden,
die z. B. für den Flächennutzungsplan in Esslingen
bearbeitet wurden. Insgesamt wurden zur Auslegung
des Flächennutzungsplans mit Umweltprüfung und
Landschafts- und Umweltplan ca. 330 Seiten Text zur
Beantwortung von Stellungnahmen der Träger öf-
fentlicher Belange und ca. 1.000 Seiten zur Beant-
wortung der Stellungnahmen von Bürgern verfasst, 
die der Gemeinderat in der Abwägung zu berücksichti-
gen hatte.

Es ist erwiesen, dass Diskurse, sofern sie sachlich
geführt werden, zur Schärfung der Argumentation bei-
tragen: schlechte Argumente werden entlarvt, stichhal-
tige Argumente werden bestätigt. Aber es ist unbe-
stritten, dass entsprechende Dialogphasen und Beteili-
gungsprozesse aufwendig sind, Zeit und Geld kosten. An
die Rechtfertigung von Projekten werden immer höhe-
re Ansprüche gestellt. Daher kann einer Reduzierung
von Komplexität in Umweltprüfungen nicht das Wort ge-
redet werden. Rechtssicherheit und GerichtsfestigkeitSc
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Abb. 2: Identifikation von Handlungsräumen zur Klimaanpassung im Landschafts- und Umweltplan (Layer aus: P+U 2017)
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müssen der Maßstab für qualitätvolle Planungen und
deren Umweltprüfung sein bzw. werden.

Lesbarkeit und Verständlichkeit
Die Themen sind vielfältiger und komplexer geworden,
die Bearbeitungstiefe hat deutlich zugenommen. Kom-
plexität kann nicht vereinfacht werden, sie muss struk-
turiert werden.

In allen Disziplinen gibt es Kritik am „Fachchine-
sisch“. In interdisziplinären Prozessen, wie sie auch
Planungsverfahren und Umweltprüfungen in der Regel
darstellen, prallen unterschiedliche Fachdisziplinen
aufeinander mit ihrer jeweils eigenen Fachsprache, die
nicht jedem verständlich ist. Daher bekommt die allge-
mein verständliche Zusammenfassung (AVZ) eine große
Bedeutung. Sie sollte die wesentlichen Aspekte einer
Umweltprüfung in einer leicht verständlichen Sprache
erläutern und soweit wie möglich auf Fachbegriffe und
Fremdwörter verzichten (vgl. Grimm et al. 2018).

Allerdings werden sich bei vertiefenden fachlichen
Untersuchungen und Gutachten Fachbegriffe und me-
thodische Diskussionen, die ein Spezialwissen erfor-
dern, nicht vermeiden lassen. Hier kommt der Lesbar-
keit der Unterlagen eine zentrale Rolle zu. Dokumente
sollten so strukturiert sein, dass die notwendige fach-
liche Vertiefung an geeigneter Stelle möglich ist. Hier
bietet sich folgende Gliederung der Unterlagen zum
Umweltbericht an (vgl. Tab. 2): 
c Die AVZ sollte am Anfang eines Umweltberichts ste-

hen.
c Der eigentliche Umweltbericht (z. B. als Teil der Be-

gründung nach BauGB) sollte die Umweltauswirkun-
gen, die Maßnahmen zur Vermeidung und Kompensa-
tion und die Maßnahmen der Umweltüberwachung
(Monitoring) umfassend beschreiben und bewerten,
wobei vertiefende Fachgutachten zusammengefasst
werden sollten.

c Detaillierte Angaben zu einzelnen Umweltbelangen
können z. B. in Listenform an den Umweltbericht an-
gehängt werden;

c Die vertiefenden Fachgutachten mit Detailinforma-
tionen und fachspezifischen Ergebnissen sollten als
eigenständige Anlagen dem Umweltbericht beigefügt
werden.

Plausibilität und Nachvollziehbarkeit
Bei umfangreichen Umweltberichten kann es für
Außenstehende schwierig sein, die Plausibilität von
Aussagen und Ergebnissen der Umweltprüfung nachzu-
vollziehen, insbesondere wenn die Aussagen über ver-
schiedene Kapitel des Umweltberichts verteilt sind.
Häufig sind die Aussagen zum Bestand, die Prognosen
der Umweltauswirkungen und die Maßnahmen zur Kom-
pensation sowie zum Monitoring über weite Strecken
verteilt im Umweltbericht zu finden. Die Zusammen-
hänge werden so kaum verständlich. Daher ist zu emp-
fehlen, die Inhalte möglichst kompakt in je einem Kapi-
tel pro Umweltbelang darzustellen.

Sowohl für den Verfasser des Umweltberichts als
auch für spätere Leser und Nutzer kann eine Plausibi-
litätsprüfung sinnvoll sein, in der der Zusammenhang
zwischen den verschiedenen Schritten der Umweltprü-

Tab. 3: Beispiel einer Plausibilitätsprüfung in Form einer Matrix in der allgemein verständlichen Zusammenfassung des
Umweltberichts (aus: P+U 2018)

Umweltbelange Bestand

Gebiete mit Lärm- und Luft-
schadstoffbelastungen: 
Neckartal an der B 10 (Weil,
Brühl, Pliensauvorstadt, Sirnau),
Stadtteile an der Bahnlinie
(Mettingen, Innenstadt, Oberess-
lingen, Zell) und Stadtteile an
den Aufstiegstrassen (Oberess-
lingen, Oberhof, Hohenkreuz, 
St. Bernhard, Wäldenbronn, 
Hegensberg, Liebersbronn, 
Berkheim, Zollberg). Berkheim
wird durch den Fluglärm zusätz-
lich belastet.

Freiraumqualität: 
Landschaftsbereiche mit sehr
hoher Erholungseignung im Be-
reich der Schurwaldfilder und
im Erholungswald (Schurwald)

Wirkungsprognose

Ausweisung neuer Bauflächen:
Lärm- und Luftschadstoffbelas-
tungen in neuen Baugebieten 
an Hauptverkehrsstraßen (alle
Gebiete außer He 3 und Su 1.1,
insbesondere Be 4.1 und We 1,
Ob 7 durch Straßen- und Schie-
nenlärm, Be 1 durch Fluglärm);

Ausweisung neuer Bauflächen:
Geringe Zunahme des Verkehrs
im umgebenden Straßennetz
(Erhöhung der Emissionen)

Ausweisung neuer Bauflächen:
Inanspruchnahme von Flächen
mit hoher Erholungseignung 
(He 1.1, He 5, Kr 1.1, Su 1.1, 
Wä 1, Ze 1.1, Ze 1.2)
Erhöhung des Drucks auf die
angrenzenden Freiräume

Maßnahmen zur Vermeidung, Verminderung
und zur Kompensation

Bebauungsplan
konzeptionelle Anpassungen bei der Bebau-
ungsplanung zur Lärmimmissionsminderung
(z. B. Stellung der Gebäude, Erschließung),
aktive und passive Schallschutzmaßnahmen

Anderweitige Maßnahmen
Parallel laufende Strategien und Maßnahmen
zur Lärmminderung und zur Vermeidung
schädlicher Emissionen z. B. Umsetzung von
Maßnahmen des Lärmaktionsplans für
Straßen und Flughafen Stuttgart und des
Luftreinhalteplans (geplant)

FNP
Verbesserung der Erholungseignung im Frei-
raum (Ausweisung von Grünflächen unter-
schiedlicher Zweckbindung);

Grünstrukturplan
Verbesserung der Aufenthaltsqualität im
Siedlungsbereich und in den Freiräumen
(Vorbereitung durch Grünstrukturplan)

Monitoring

Fortschreibung
des Lärmaktions-
plans und des
Luftreinhalte-
plans;
Verkehrsmonito-
ring durch
Anwendung des
Verkehrsmodells
(Dr. Brenner)
Temperatur-
monitoring
Innenstadt

Nicht
vorgesehen

Menschen und Bevölkerung (Zusammenfassung Kap. 2.1.1 und 3.2)



fung überprüft wird. Eine solche Plausibilitätsprüfung
kann z. B. in Form einer Tabelle erstellt werden, in der
die Querbezüge zwischen Bestand, Umweltauswirkung,
Maßnahmen zur Kompensation und zum Monitoring er-
kennbar werden (vgl. Tab. 3).

In dieser Form kann auch die allgemein verständli-
che Zusammenfassung erstellt werden, die dadurch gut
lesbar und verständlich wird.

Zur besseren Nachvollziehbarkeit der Umweltprü-
fung sollte das Scoping-Papier nach Abschluss der Um-
weltprüfung als Anhang dem Umweltbericht angehängt
werden, ggf. mit Anmerkungen zu Änderungen während
der Bearbeitung (auch in der zusammenfassenden Er-
klärung, z. B.: „Siehe Scoping-Papier zum FNP Esslingen
in der Anlage, nach altem UVP-Recht noch ohne Fläche
und Risiken“).

Fazit
Im Umweltbericht müssen sämtliche Aspekte einer Um-
weltprüfung behandelt werden. Insofern ist eine pau-
schale Forderung nach Verschlankung des Umweltbe-
richts problematisch. In der Praxis ist der Widerstand
gegen jegliche Art von Vorhaben oder Plänen derzeit
sehr ausgeprägt und die Neigung zu gerichtlichen Aus-
einandersetzungen sehr hoch. Gerichte legen großen
Wert auf die Ermittlung von Sachverhalten und deren
sachgerechter Dokumentation. Bei zunehmender Fülle
an Materialien muss die Lesbarkeit von Umweltberich-
ten jedoch durch eine klare Strukturierung verbessert
werden. Dabei sollte der AVZ ein hoher Stellenwert
eingeräumt werden. Diese kann zur Plausibilitätsprü-
fung z. B. in Form einer Tabelle erstellt werden. Im Um-
weltbericht sollten die Umweltbelange detailliert doku-
mentiert werden, wobei vertiefende Untersuchungen
als Anhänge und Anlagen ausgegliedert werden sollten.

Die Kluft zwischen rechtlichen Anforderungen an die
Umweltprüfung einerseits und der Verständigung mit
weiten Teilen der Öffentlichkeit andererseits kann
nicht durch die Erfindung des „Umweltberichts light“
überwunden werden. Komplexität muss inhaltlich und
formal bewältigt werden. Das geht nur mit lesbaren Do-
kumenten. Es wird dabeibleiben: U(V)P wird auch in Zu-
kunft heißen: „Unheimlich Viel Papier“. Aber man kann
die größten Nöte in der Verständigung lindern durch
GSP: Gut Strukturiertes Papier.
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